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// Im Blickpunkth

Mit praktischen Anwendungsfragen der Zinsschranke bei Beteiligungen an Personengesellschaften und an verm�gensver-

waltenden Objektgesellschaften, bei der k�rperschaftsteuerlichen Organschaft sowie bei der Escape-Klausel besch�ftigen

sich die Autoren Kußmaul, Pfirmann, Meyering, und Sch�fer und zeigen Gestaltungsm�glichkeiten auf. Zur schenkungsteuerli-

chen Behandlung von Oder-Konten bei Ehegatten nehmen – im Anschluss an ihren Beitrag in BB 2007, 1473ff. – Dr. Christian

von Oertzen undDr. Sascha Straub in ihrem Kommentar zumUrteil des BFH vom 22.8.2007 – II R 33/06 – Stellung.

Markus van Ghemen, verantwortlicher Redakteur Steuerrecht

Entscheidungen

BFH: Keine Grunderwerbsteuerfreiheit f�r

Grundst�cks�bertragung durch

Gesellschafter auf Kapitalgesellschaft –

keine freigebige Zuwendung

Im Urteil vom 17.10.2007 – II R 63/05 machte die

Kl�gerin – eine gemeinn�tzige GmbH, deren Ge-

sellschafter ein gemeinn�tziger Verein ist – gel-

tend, die unentgeltliche Bestellung eines Erbbau-

rechts durch ihre Gesellschafterin auf sie sei

grunderwerbsteuerfrei gem�ß § 3 Nr. 2 Satz 1

GrEStG. Der BFH hat entschieden, dass die un-

entgeltliche Bestellung eines Erbbaurechts im

Rahmen eines Gesellschaftsverh�ltnisses keine

Schenkung im Sinne des Erbschaftsteuergesetzes

ist und damit nicht gem�ß § 3 Nr. 2 Satz 1 GrEStG

grunderwerbsteuerfrei ist.

Volltext des Urteils // BB-ONLINE BBL2008-134-1

BFH:KeinAnspruchaufKindergeld aus

Art. 24oderArt. 29derGenferKonventionen

Mit Urteil vom 25.10.2007 – III R 90/03 hat der

BFH entschieden, dass die Rechtsstellung eines

Fl�chtlings nach den Genfer Konventionen nicht

zum Bezug von Kindergeld berechtigt. Erst der

Besitz eines in § 62 Abs. 2 EStG aufgef�hrten Auf-

enthaltstitels berechtigt zumKindergeldbezug.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-134-2

BFH: Prozessvollmacht umfasst auch die

Erm�chtigung zur Entgegennahme einer

Aufrechnungserkl�rung des FA

In dem dem Urteil vom 7.8.2007 – VII R 12/06 zu-

grundeliegenden Fall hatte sich eine Steuerbera-

tungsgesellschaft (Kl�gerin) von ihrem Mandan-

ten einen diesem zustehenden Kostenerstat-

tungsanspruchgegendasFinanzamtabtretenlas-

sen. Eine Anzeige der Abtretung gegen�ber dem

FAerfolgtenicht.DasFA seinerseitserkl�rtemit an

die Kl�gerin adressiertem Schreiben die Aufrech-

nung mit einer Haftungsforderung gegen den

Mandanten (Hauptforderung). Die Aufrechnung

desFAwarwirksam.DiederKl�gerin f�rdasKlage-

verfahren erteilte Vollmacht umfasst dieBefugnis,

die Aufrechnungserkl�rung auch außerhalb des

Streitverfahrens entgegenzunehmen. Dies gilt je-

denfallsdann,wenn–wievorliegend–ein innerer

Zusammenhang zwischen der Hauptforderung

und dem gef�hrten Rechtsstreit besteht.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-134-3

BFH: Gew�hrung eines Freibetrags gem�ß

§ 16 Abs. 4 EStG wegen Vollendung des 55.

Lebensjahres – Ver�ußerungszeitpunkt

Im Urteil vom 28.11.2007 – X R 12/07 hat der BFH

entschieden, dass der Freibetrag des § 16 Abs. 4

EStG auch nach der Neufassung durch das JStG

1996 nur gew�hrt werden kann, wenn der Ver�u-

ßerer das 55. Lebensjahr bereits im Zeitpunkt der

Ver�ußerung des Betriebs, Teilbetriebs oder Mit-

unternehmeranteils vollendet hat. Zwar k�nnte

es derWortlaut der Vorschrift – anders als die Vor-

g�ngervorschrift, die insoweit eindeutig war –

rechtfertigen, das Merkmal „Vollendung des 55.

Lebensjahres“ auch auf den Zeitpunkt der Heran-

ziehung zur Steuer zubeziehen. Es ist aus demge-

�ndertenWortlaut – so der BFH – jedoch nicht zu

schließen, „dass der Gesetzgeber durch die neue

Formulierung den zeitlichen Ankn�pfungspunkt

f�r das Vorliegen der pers�nlichen Vorausset-

zungen sowohl aufgrund des Alters als auch we-

geneiner Berufsunf�higkeit ver�ndernwollte“.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-134-4

BFH: Vorsteuerabzug f�r Investitionen

eines Golfvereins

Im Urteil vom 11.10.2007 – V R 69/06 ging es um

die Frage, ob einem Golfclub der Vorsteuerabzug

aus den die Errichtung der Golfanlage betreffen-

den Rechnungen zusteht. Der Golfclub �berließ

die Golfanlage seinenMitgliedern gegen Entrich-

tung des Mitgliedsbeitrags und erbrachte damit

– so der BFH im Anschluss an EuGH vom

21.3.2002 (Rs.C-174/00, Kennemer Golf & Coun-

try Club) – steuerbare Leistungen. Danach k�n-

nen auch Mitgliedsbeitr�ge als Entgelt der Mit-

glieder f�r die dauerhafte Zur-Verf�gung-Stel-

lung der Sportanlagen durch den Verein zu be-

r�cksichtigen sein und deshalb der Umsatzsteuer

unterliegen. Die �berlassung ist – so der BFH –

auch nicht nach § 4 Nr. 22 UStG steuerfrei, denn

die �berlassung von Sportanlagen an Sportler

zur Nutzung ist keine „sportliche Veranstaltung“

i. S.d. § 4 Nr. 22 UStG, sondern nur Vorausset-

zung daf�r. Ist f�r den Sportverein hingegen die

Steuerfreiheit g�nstiger, kann er sich unmittelbar

auf Art. 13 Teil A Abs. 1 Buchst. m der Richtlinie

77/388/EWG berufen. Denn danach sind die „in

engem Zusammenhang mit Sport und K�rperer-

t�chtigung stehenden Dienstleistungen“ von ge-

meinn�tzigen Einrichtungen an die Sportler

steuerfrei. Vorliegend hatte sich der Golfverein je-

doch nicht auf die Richtlinie berufen, sondern an

der Steuerpflicht seiner Ums�tze festgehalten,

um die Vorsteuerbetr�ge abziehen zu k�nnen.

Volltext des Urteils: // BB-ONLINE BBL2008-134-5

Verwaltungsanweisung

BMF:Behandlungmedizinischer Laborunter-

suchungen–Nichtanwendungserlass

Schr. vom 17.12.2007 – IV A 6 – S 7172/07/0001

Mit Urteil vom 15.3.2007 – V R 55/03 entschied

der BFH u.a., dass Ums�tze eines Arztes f�r La-

boratoriumsmedizin aus medizinischen Analy-

sen und Laboruntersuchungen im Auftrag der

behandelnden �rzte oder deren Labore/Labor-

gemeinschaften auch dann nach § 4 Nr. 14 UStG

1980/1991/1993 steuerfrei sind, wenn er sie in

der Rechtsform einer GmbH erbringt und der al-

leinige Gesellschafter der GmbH ist (Ls 2). Der

BFH hat seine Entscheidung hilfsweise mit einer

Anwendung des § 4 Nr. 16 Buchst. c UStG be-

gr�ndet und in diesem Zusammenhang recht-

liche Bedenken an der Vorschrift ge�ußert. Die

Finanzverwaltung will das Urteil �ber den ent-

schiedenen Einzelfall hinaus nicht anwenden,

soweit der BFH in den Leits�tzen 4 und 5 sowie

in den nicht tragenden Urteilsgr�ndenzu § 4

Nr. 16 UStG Stellung nimmt.

Volltext des Schr: // BB-ONLINE BBL2008-134-6
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